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Anderungsantrag
(zu Drs. 16/4350 neu?2)

Fraktion der SPD Hannover, den 02.11.2012
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
Fraktion DIE LINKE

28. Januar 2012: 40 Jahre ,Radikalenerlass” - politisch motivierte Berufsverbote, Bespitze-
lung und Verdachtigung diirfen keine Instrumente des demokratischen Rechtsstaates sein

Antrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/4350 neu2

Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Inneres und Sport - Drs. 16/5343

Der Landtag wolle den Antrag in folgender Fassung beschlie3en:

EntschlieBung

Vor 40 Jahren, am 28. Januar 1972, beschloss die Ministerprasidentenkonferenz unter dem Vorsitz
des damaligen Bundeskanzlers Willy Brandt den sogenannten Radikalenerlass. Zur Abwehr angeb-
licher Verfassungsfeinde sollten ,Personen, die nicht die Gewahr bieten, jederzeit fir die freiheitli-
che demokratische Grundordnung einzutreten“, aus dem o6ffentlichen Dienst ferngehalten bzw. ent-
lassen werden.

Formell richtete sich der Erlass gegen ,Links- und Rechtsextremisten®, in der Praxis traf er aber vor
allem politisch Aktive des linken Spektrums: Mitglieder kommunistischer, sozialistischer und ande-
rer linker Gruppierungen, bis hin zu Friedensinitiativen. Den Betroffenen wurden fast ausnahmslos
legale politische Aktivitaten, wie die Kandidatur bei Wahlen, die Teilnahme an Demonstrationen
oder das Mitunterzeichnen politischer Erklarungen vorgeworfen.

Der ,Radikalenerlass” fithrte zum faktischen Berufsverbot fiir Tausende von Menschen, die als Leh-
rerinnen und Lehrer, in der Sozialarbeit, als Brieftrager, als Lokomotivfiihrer oder in der Rechtspfle-
ge tatig waren oder sich auf solche Berufe vorbereiteten und bewarben.

Mit dem Kampfbegriff der ,Verfassungsfeindlichkeit, der im Grundgesetz gar nicht vorkommt, wur-
den missliebige und systemkritische Organisationen und Personen an den Rand der Legalitat ge-
rickt, wurde die Auslibung von Grundrechten wie der Meinungs-, Organisations- und Versamm-
lungsfreiheit bedroht und bestraft.

Bis weit in die 1980er-Jahre vergiftete die staatlich betriebene Jagd auf vermeintliche ,Radikale”
das politische Klima. Statt Zivilcourage und politisches Engagement zu fordern, wurde Duckmé&u-
sertum erzeugt und Einschiichterung praktiziert.

Die Landesregierung wird aufgefordert, eine Kommission zur Aufarbeitung der Schicksale der von
Berufsverboten betroffenen Personen und der Mdglichkeiten ihrer Rehabilitierung einzurichten.
Vorgeschlagen werden sollen auch Formen der &ffentlichen Darstellung der Rechercheergebnisse.
In dieser Kommission sollen neben Vertreterinnen und Vertretern des Landes auch Betroffene, Ver-
treterinnen und Vertreter von Gewerkschaften und Initiativen beteiligt werden.
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Begriindung

Mithilfe der ,Regelanfrage“ wurden etwa 3,5 Millionen Bewerberinnen und Bewerber von den Ein-
stellungsbehdrden auf ihre politische ,Zuverlassigkeit* durchleuchtet. Diese Behdrden erhielten ihre
.Erkenntnisse” von Inlandsgeheimdiensten, insbesondere vom ,Verfassungsschutz“, welcher in
dieser Zeit insgesamt 35 000 Dossiers Uber politisch Andersdenkende fertigte.

In der Folge des ,Radikalenerlasses” kam es in der damaligen Bundesrepublik zu 11 000 offiziellen
Berufsverbotsverfahren, 2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ablehnungen von Bewerbungen und
265 Entlassungen.

Zahlreiche dieser Verfahren fanden auch in Niedersachsen statt. Bewerberinnen und Bewerber fir
den offentlichen Dienst als Landesbeamte oder Angestellte des Landes mussten sich in stunden-
langen Befragungen vor der Niedersachsischen Interministeriellen Anhdrkommission im grof3en
Saal des Innenministeriums in der Lavesallee in Hannover fur legale politische Betétigung, ihre
Teilnahme bei Demonstrationen, fiir das Unterzeichnen von politischen Aufrufen oder fir die Kan-
didatur bei Wahlen fur Studentenparlamente oder Stadtrate oder zum Landtag verantworten.

Erst Ende der 80er-Jahre zogen sozialdemokratisch gefuhrte Landesregierungen die Konsequenz
aus dem von Willy Brandt selbst eingeraumten Irrtum und schafften die entsprechenden Erlasse in
ihren Landern ab. Vorangegangen war eine massive Kritik an der Praxis der Berufsverbote vor al-
lem im européischen Ausland. Auch die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) beanstandete in
einem férmlichen Verfahren gegen die Bundesrepublik die Verfahren.

Im Verfahren der niedersachsischen Beamtin Dorothea Vogt aus Jever, die wegen ihrer Kandidatur
fur die DKP bei allgemeinen Wahlen aus dem Dienst entfernt wurde, entschied der Européische
Gerichtshof fir Menschenrechte, dass diese MalRregelung rechtswidrig war.

Einige der friher abgewiesenen Anwarterinnen und Anwarter und zum Teil sogar aus dem Beam-
tenverhéltnis Entlassene wurden dann doch noch Gibernommen, teilweise im Angestelltenverhéltnis,
andere dann als Beamtinnen und Beamte. Viele mussten sich allerdings auch nach zermirbenden
und jahrelangen Prozessen beruflich anderweitig orientieren.

Der Niedersachsische Landtag bekraftigt, dass politisch motivierte Berufsverbote, Bespitzelungen
und Verdéachtigungen keine Instrumente des demokratischen Rechtsstaates sein durfen.

Bis in die 1980er-Jahre hinein wurde die politische Positionierung durch das Erzeugen von Angst
vor Existenzverlust behindert. Wegen der Wahrnehmung demokratischer Grundrechte wurden die
Betroffenen von behérdlichen Stellen drangsaliert und mit dem Entziehen der beruflichen Existenz-
grundlage abgestraft. Neben Bespitzelungen und Gesinnungs-Anhérungen mussten sie oftmals
jahrelang Gerichtsprozesse und auch Arbeitslosigkeit Uber sich ergehen lassen.

Schon 1984 verurteilte z. B. der Rat der Landeshauptstadt Hannover die Berufsverbotspraxis und
forderte von der Niederséchsischen Landesregierung die sofortige Einstellung der Verfahren und
die Rehabilitierung der Betroffenen. Die Politik der Berufsverbote stehe in krassem Widerspruch
zum demokratischen Auftrag des Grundgesetzes, hiel3 es in der RatsentschlieBung.

Fir die Fraktion der SPD Fir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
Stefan Schostok Stefan Wenzel
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender

Fur die Fraktion DIE LINKE

Ursula Weisser-Roelle
Parlamentarische Geschéftsfiihrerin

(Ausgegeben am 06.11.2012)



	Drucksache 16/5359
	Änderungsantrag (zu Drs. 16/4350 neu2)
	Fraktion der SPD, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Fraktion DIE LINKE
	28. Januar 2012: 40 Jahre „Radikalenerlass“ - politisch motivierte Berufsverbote, Bespitze-lung und Verdächtigung dürfen keine Instrumente des demokratischen Rechtsstaates sein
	Antrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/4350 neu2
	Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 16/5343

